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1. Einige Anmerkungen zur neuen Zielgruppe

Dr. Birgit Behrensen

Im Rahmen der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft „SAGA – Selbsthilfe, Arbeitsmarktzugang und Gesundheit von Asylsuchenden wurde an der Universität Osnabrück eine Studie zur Beschäftigungsfähigkeit Asylsuchender und geduldeter MigrantInnen erstellt. Ausgehend von den Ergebnissen dieser Studie lassen sich Hinweise finden, die im Umgang mit den neuen bleibeberechtigten Kunden und Kundinnen des Arbeitsamtes hilfreich sein könnten.

Zunächst einmal muss festgestellt werden, dass rechtliche Rahmenbedingungen wie die Vorrangprüfung oder das Arbeitsverbot im ersten Jahr der Asylantragsstellung den nun (potentiell) Bleibeberechtigten zum Teil über einen langen Zeitraum den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt erschwert oder gänzlich versperrt haben. In der durchgeführten Studie wurde deutlich, dass dies als ein nicht oder nur schwer wieder aufzuholender Zeitverlust verstanden wird. Dies gilt gerade für diejenigen mit höheren Qualifikationen. Sie haben die Wartezeit als Prozess des Abbaus ihrer früheren Beschäftigungsfähigkeit erlebt, ohne entgegen steuern zu können. 

Vor dem Hintergrund des rechtlichen Ausschlusses muss auch davon ausgegangen werden, dass sowohl die Arbeitsmarktsstrukturen als auch die Wege des Zugangs zu Beschäftigung – von der umfassenden Stellensuche bis zur Bewerbung – einem Gros der Zielgruppe bisher nicht ausreichend bekannt sind, unabhängig vom Niveau ihrer mitgebrachten Qualifikationen und der Dauer des Aufenthalts in Deutschland. Es bedarf darüber hinaus Information und Beratung über Berufsbilder und Arbeitsfelder in Deutschland, die an den mitgebrachten Potentialen anknüpfen und sich nicht auf Tätigkeiten im Niedriglohnsektor beschränken. 

Ein großes Problem ist die geringe Anerkennung, Abwertung oder Fehldeutung mitgebrachter Studien- oder Berufsabschlüsse sowie vor allem der fehlende Nachweis hierüber. Hilfreich sind daher alternative Assessmentverfahren, wie z.B. eine umfassende Kompetenzbilanz für MigrantInnen, um eine möglichst umfangreiche Erfassung vorhandener Qualifikationen und Kompetenzen zu ermöglichen und für deutsche Arbeitgeber sichtbar zu machen. Darüber hinaus kann es sinnvoll sein, MigrantInnen auf dem Weg zur Anerkennung mitgebrachter Qualifikationen zu unterstützen. (siehe auch Vorstellung des Instruments Kompetenzbilanz für MigrantInnen).

Für den Ausbau von Qualifizierungen, die an mitgebrachten Potentialen anknüpfen, sind Maßnahmen notwendig, die überregional organisiert werden, weil die Gruppe der Asylsuchenden und geduldeten MigrantInnen sehr heterogen ist und bestimmte Berufsgruppen regional mitunter sehr klein sein können. 

Die Arbeitsmarktforschung der letzten Jahre hat immer wieder gezeigt, wie wichtig die Einbindung in soziale Netzwerke ist, um die Chancen einen Zugangs zu Beschäftigung zu erhöhen. Hier sind Asylsuchende und geduldete MigrantInnen eindeutig im Nachtteil. Einen Ausgleich bieten Projektmaßnahmen, die geeignet sind, ArbeitgeberInnen auf die Kompetenzen von Asylsuchenden und geduldeten MigrantInnen aufmerksam zu machen. Dies gilt insbesondere für die Vermittlung von Frauen, die nicht selten Kompetenzen und Qualifikationen mitbringen, aber noch weniger als Männer Möglichkeiten haben, die für den Berufseinstieg so wichtigen sozialen Netzwerke zu nutzen.

Weiterhin sollte berücksichtigt werden, dass eine große Zahl von Flüchtlingen unter den Folgen einer Traumatisierung leiden. Nach einer Studie der Universität Konstanz leiden rund 40% der Asylsuchenden unter einer Posttraumatischen Belastungsstörung. Dies geht oftmals einher mit dem Verlust von Selbstwertgefühlen und einem Misstrauen der Umwelt gegenüber. Die Betroffenen sind häufig nicht in der Lage sich zu konzentrieren. Dies kann mitunter eine Erklärung sein, warum Kompetenzen wie z.B. Sprachkenntnisse nur unzureichend erworben wurden. Daher sollte bei der Zielgruppe ein möglicher Bedarf an psychosozialer Beratung und Behandlung in Betracht gezogen werden. Hierfür steht das Netzwerk für traumatisierte Flüchtlinge NTFN zur Verfügung (siehe Adressteil). 

Dr. Birgit Behrensen

„In der Warteschleife“ – Analysen zur Beschäftigungsfähigkeit Asylsuchender und geduldeter MigrantInnen. Osnabrück:2007.

Die Studie kann angefordert werden bei 

Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V. 

EQUAL-Projekt SAGA

Knappsbrink 58

49080 Osnabrück

2. Die rechtlichen Rahmenbedingungen

Juristin Dr. Barbara Weiser 

Gesetzliche Altfallregelung:

Durch das Richtlinienumsetzungsgesetz vom 28.08.2007 wurde geregelt, dass geduldeten Ausländern, die sich am 01.07.2007 seit mindestens acht, beim Zusammenleben mit minderjährigen Kindern seit mindestens sechs Jahren im Inland aufhalten, unter bestimmten Voraussetzungen eine Aufenthaltserlaubnis auf Probe erteilt werden soll, auch wenn ihr Lebensunterhalt noch nicht eigenständig ist, § 104a Abs. 1, S. 1 AufenthG. 

Dieser Personenkreis hat nach Erteilung der Aufenthaltserlaubnis auf Probe einen uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt, § 104 a Abs. 4, S. 2 AufenthG, und kann auch bei einer Zeitarbeitsfirma tätig sein. 

Die Aufenthaltserlaubnis auf Probe ist bis zum 31.12.2009 gültig. Sie wird als Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG verlängert, wenn eine der beiden Situationen vorliegt: 

1. Überwiegende eigenständige Lebensunterhaltssicherung und positive Prognoseentscheidung

a) überwiegende eigenständige Lebensunterhaltssicherung

Eigenständige Sicherung des Lebensunterhalts bedeutet, dass der Ausländer durch seine Erwerbstätigkeit so viel verdienen, dass damit sein Lebensbedarf und der seiner unterhaltsberechtigten Familienangehörigen gedeckt ist, so dass keine öffentlichen Leistungen nach SGB II / SGB XII oder dem AsylblG in Anspruch genommen werden. Damit ist der Lebensbedarf vollständig gedeckt, wenn das Einkommen mindestens der Höhe des Arbeitslosengeldes II entspricht, §§ 19 f SGB II, wobei etwa Kindergeld zum Einkommen hinzugerechnet wird.

Zur Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ist erforderlich, dass der Lebensunterhalt in dem entsprechenden Zeitraum überwiegend eigenständig gesichert war.

b) Positive Prognoseentscheidung

Zusätzlich ist eine Prognoseentscheidung zu treffen, ob der Lebensunterhalt auch zukünftig gesichert sein wird. Bei befristeten Arbeitsverträgen ist zu entscheiden, ob der Abschluss von neuen Arbeitsverträgen zu erwarten ist, oder ob die Gefahr der Erwerbslosigkeit nahe liegt.

2. Eigenständige Lebensunterhaltssicherung seit dem 01.04.2009 und positive Prognoseentscheidung 

a) Eigenständige Lebensunterhaltssicherung seit dem 01.04.2009 
Sie liegt vor, wenn der Lebensunterhalt zwischen dem 01.04.2009 und dem 31.12.2009 ununterbrochen vollständig durch eigene Erwerbstätigkeit gesichert war.

b) Positive Prognoseentscheidung: 

2. Zugang von Jugendlichen mit ungesichertem Aufenthaltsstatus zu Maßnahmen, die durch den ESF gefördert werden:

Nach dem niedersächsischen operationellen Programm für die EU-Strukturfondsförderperiode 2007 bis 2013 ist es das Ziel, "alle jungen
Menschen, unabhängig von Leistungsansprüchen, die bestmögliche Unterstützung
bei der dauerhaften Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu bieten".

Das Nds. Wirtschaftsministerium stellt in einer Antwort auf eine Anfrage von Bd90/Die Grünen (s. Drucksache: 15-3772 vom 03.05.2007) fest:
“ ….Grundsätzlich richten sich die Leistungen der Jugendhilfe auch an geduldete Migrantinnen und Migranten, sowie an Asylbewerberinnen und Asylbewerber....Die berufliche Integration junger Menschen wird in den Programmen der Jugendhilfe (…) einen hohen Stellenwert einnehmen“.

Danach werden Unterstützungsmaßnahmen bei der Arbeitsmarkteingliederung von
Jugendlichen im Rahmen der europäischen Förderprogramme als Maßnahmen im
Bereich der Jugendhilfe gesehen und kommen somit allen im Inland lebenden
Jugendlichen zugute.


Jugendliche ohne eine Aufenthaltserlaubnis sollten daher darauf hingewiesen werden, dass ihnen Maßnahmen zur Arbeitsmarkteingliederung, die im Rahmen der europäischen Förderprogramme erfolgen, teilnehmen können.

3. Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse 

Die Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse wurde in Niedersachsen grundsätzlich umstrukturiert. 

Es findet keine zentrale Anerkennung von Schul- oder Berufsabschlüssen mehr statt. 

Vielmehr wendet sich diejenige oder derjenige, der hier eine Schule weiterführen möchte, studieren, eine Berufsausbildung beginnen oder in einem Fachberuf arbeiten will an die Schule/ berufsbildende Schule/Universität/ Handwerkskammer/Arbeitgeber, bei der er/sie beschult werden möchte, bzw. studieren oder eine Berufsausbildung oder -anerkennung anstrebt. 

Den jeweiligen Schulen/Universitäten/Kammern wurden folgende Instrumente zur Einschätzung zur Verfügung gestellt, die auch für die berufliche Beratung in der ARGE nutzbar und hilfreich sind: 

www.anabin.de
anabin ist das Akronym für "Anerkennung und Bewertung ausländischer Bildungsnachweise". Zu diesem Zweck wird in dieser Datenbank für eine Vielzahl ausländischer Staaten eine umfangreiche Dokumentation über ihr Bildungswesen, die verschiedenen Abschlüsse und die akademischen Grade sowie deren Wertigkeit von der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) beim Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK) aufgebaut.

Die in der Datenbank enthaltenen Informationen über ausländische Hochschulabschlüsse sowie über das deutsche Hochschulsystem sind in der Verantwortung der ZAB eingegeben worden. Wesentlicher Inhalt der Datenbank sind Angaben über ausländische Hochschulabschlüsse und -grade, die Voraussetzungen für ihren Erwerb sowie Hinweise zu ihrer Einstufung im Verhältnis zu deutschen Hochschulabschlüssen und -graden.

Das datenbankgestützte Informationssystem soll ausländische Abschlusstypen und Hochschulabschlüsse einheitlich darstellen und Informationen über die Äquivalenz (Gleichwertigkeit) der ausländischen Hochschulabschlüsse und akademischen Grade für die Verwaltung, Hochschulen, Wirtschaft und die Öffentlichkeit bereitstellen

Anabin ist ein Informationssystem zur Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse. Hier finden sich nach Ländern geordnet Bildungsinstitutionen, Abschlußtypen, Abschlüsse, Studienrichtungen etc. 

Anhand der Angaben kann eine Vergleichbarkeit mit den in Deutschland üblichen Abschlüssen, bzw. mit den für einen weitergehenden Schulbesuch notwendigen Qualifikationen hergestellt werden. 


Gleichzeitig ermöglicht die dezentrale Entscheidung die Berücksichtigung individueller Kompetenzen und persönlicher Einschätzung. 

Neben der allgemein zugänglichen Datenbank anabin gibt es auf den Seiten des nds. Kultusministeriums eine 

Serviceseite zur Anerkennung ausländischer Zeugnisse:

http://www.mk.niedersachsen.de/master/C10128126_N10127913_L20_D0_I579.html
Hier finden Sie auch als Ansprechpartner in der vormals zuständigen Zeugnisbewertungsstelle: Herrn Czach: 0511/ 106 2434 

hartwig.czach@lschb-h.niedersachsen.de, der in besonderen Einzelfragen auch weiterhin zur Verfügung steht. 

4. Kompetenzbilanz für MigrantInnen 

Ausgangslage: 

Migrantinnen und Migranten bringen eine Fülle an Kompetenzen mit, die häufig nicht beruflich eingesetzt werden können. Zeugnisse, die im Ausland erworben wurden, werden kaum anerkannt. Medizinerinnen aus Russland arbeiten als Putzkräfte und Ingenieure aus dem Iran hinter der Theke.

Nicht nur Qualifikationen bleiben unbeachtet, sondern auch informelle oder non-formelle Kompetenzen, wie Teamfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit oder interkulturelle Kompetenz. Ein Großteil der Fähigkeiten, die im Beruf zum Einsatz kommen sind nicht in Zeugnissen dokumentiert, sondern werden im Laufe des Lebens erlernt. Solche Kompetenzen zu erkennen, sie ein- und umzusetzen, stellt in Zukunft ein entscheidendes Kriterium am Arbeitsmarkt dar. Fachliche Kompetenz ist heute nur noch ein Faktor unter vielen, der über die individuelle Arbeitsmarktfähigkeit entscheidet. Um ein möglichst umfassendes Bild über Potenziale, Werte und Kompetenzen eines Menschen zu bekommen, reicht es nicht aus nur einen Ausschnitt zu betrachten (wie z.B. nur berufliche Kompetenzen). Instrumente zur Kompetenzfeststellung müssen möglichst ganzheitlich ausgerichtet sein und berufliche Kompetenzen, als auch Schlüsselkompetenzen und individuelle Ressourcen erfassen. Dabei müssen formell als auch informell erworbene Kompetenzen Berücksichtigung finden. 

Das Instrument Kompetenzbilanz für MigrantInnen: 

Entwickelt wurde die „Kompetenzbilanz für Migrant/innen“ für erwachsene Menschen mit Migrationshintergrund. Empfohlen ist ein Kenntnisstand B2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprache. Mit geringeren Sprachkenntnissen läßt sich die Kompetenzbilanz auch durchführen, es bedarf jedoch einer verstärkten Wortschatzklärung. Hier bietet es sich an, auf Kurzversionen des Instruments zurückzugreifen. Eine englische Version ist ebenfalls erhältlich.

Die Kompetenzbilanz ist ein Instrument zur Identifizierung, Wertschätzung und Bewertung von Kompetenzen. Entwickelt wurde sie vom Deutschen Jugend Institut (Monika Jaeckel und Wolfgang Erler, 2003) in Zusammenarbeit u.a. mit der EQUAL Entwicklungspartnerschaft „FLUEQUAL –Flüchtlinge qualifizieren“. Die Bewusstwerdung der eigenen Kompetenzen und Ressourcen steht dabei im Vordergrund, wodurch ein Empowerment Prozess in Gang gesetzt wird. Eingesetzt werden kann sie in der Beratungsarbeit, in Orientierungs- und Sprachkursen, in Qualifizierungsmaßnahmen, sowie in Integrationsprojekten (z.B. Stadtteilprojekten). Sie bietet auch Anregungen für intensive Beratungsgespräche mit dem Arbeitsberater/Fallmanager/persönlichen Ansprechpartner in der ARGE/Job-Center/Agentur für Arbeit. 

Ziele der Kompetenzbilanz für Migrant/innen sind:

• Aufdecken von formellen und informellen Kompetenzen, • Dokumentation von formellen und informellen Kompetenzen, • Selbstreflexion, • Empowerment, • Realitätscheck, • Hilfestellung bei der Berufsfindung und Berufswegplanung, Lebensweg- und Lernplanung, • Erstellung eines Portfolios

• Entwurf von Bewerbungsschreiben und Vorbereitung auf Bewerbungsgespräche

Im Laufe des Lebens eignet man sich eine Fülle an Kompetenzen an, in formellen Lernorten, wie Schule und Ausbildung, und in informellen Lernorten, wie Familie, Freizeit und Berufslaufbahn. Erst wenn ein Reflexionsrahmen über die Tätigkeiten und Erfahrungen hergestellt wird, werden daraus bewusst wahrgenommene Kompetenzen. Die Kompetenzbilanz ist ein solcher ressourcenorientierter Reflexionsrahmen. Ein Fragekatalog führt durch die Stationen des Lebens: Familie, Migration, Netzwerke, Schule und Beruf, Soziales Leben, Freizeit, Interessen und weitere informelle Lernorte.

Wenn von Qualifikationen, Fähigkeiten und Kompetenzen die Rede ist, denken die meisten nur an Schule, Ausbildung und Beruf. Dabei stammt der Großteil der Kompetenzen, über die wir verfügen, aus anderen Lebensbereichen, so genannten informellen Lernorten. Zu jeder beantworteten Frage im Teil „Beschreiben“ kann reflektiert werden, welche Kompetenz durch die beruflichen und außerberuflichen Tätigkeiten erworben wurden. Dies ist eine Selbsteinschätzung.

Zu jeder beantworteten Frage und den daraus gewonnen Kompetenzen kann festgehalten werden, ob die Kompetenzen dokumentiert werden können. Als Nachweise dienen Zeugnisse, aber auch Fotos, Zeitungsausschnitte, Empfehlungen, Werkstücke

Vorrangiges Ziel der Kompetenzfeststellung ist die Ermittlung von individuellen Kompetenzen, Fertigkeiten und Potenzialen unter der Berücksichtigung kultureller Aspekte und geschlechtlicher Präferenzen. Die Konzipierung, Durchführung und Auswertung von Kompetenzfeststellung erfolgt unter der Berücksichtigung von genderspezifischen und kulturellen Aspekten. So sollen z.B. Fragestellungen oder Tests nicht paradox sein, oder in keiner Relation zur Wirklichkeit stehen. Mit kulturellen Unterschieden (wie z.B. einer unterschiedlichen Gewichtung und Wertung von Werten) muss sensibel umgegangen werden und auf eine monokulturelle Ausrichtung verzichtet werden.

Dies bedeutet auf Ebene der Teilnehmerinnen und Teilnehmer: die Möglichkeit der Feststellung von individueller Kompetenzen, insbesondere auch interkultureller Kompetenz.

Die Qualitätskriterien: 

Im Rahmen des bundesweiten Facharbeitskreises IQ – Integration durch Qualifizierung wurden Handlungsempfehlungen für Kompetenzfeststellungsverfahren für Menschen mit Migrationshintergrund entwickelt, diese beinhalten als zentrale Aspekte:

Kompetenzfeststellungsverfahren (Kfv) für Menschen mit Migrationshintergrund müssen Kompetenzen, Fähigkeiten und Potenziale unter Berücksichtigung der individuellen Biographie und kultureller Aspekte erfassen.

Kompetenzfeststellungsverfahren müssen ganzheitlich ausgerichtet und sowohl berufliche als auch fachliche Kompetenzen als auch Schlüsselkompetenzen und individuelle Ressourcen erfassen 

In Kfv npssen formelle als auch informell erworbene Komptenzen Berücksichtigung finden. Eine Anerkennung und Wertschätzung von im Herkunftsland erworbenen Kompetenzen und Qualifikationen ist Voraussetzung. 

Fachkräfte müssen für die Durchführung von Kompetenzfeststellungsverfahren qualifiziert sein und brauchen interkulturelle Kompetenz.

Eine dialogische Auseinandersetzung zwischen Teilnehmer/innen und Fachkräften muss im Kompetenzfeststellungsverfahren stattfinden können, um kulturell bedingten Unterschieden Raum zur Aushandlung zu geben (z.B: Unterschiede in der Einordnung von Begriffen).

Kompetenzbilanz für Migranten: 

www.inbez.de/UserFiles/File/Praxishandreichung_ZWH.pdf.

http://www.dji.de/bibs/187/kompetenzbilanz_Haupttext.pdf
www.anakonde.de/download/kb_portfolio.pdf
http://www.fluequal-kompetenzbilanz.de/arbeiten
5. Beratungsstellen

Migrations- und Aufenthaltsverfahrensberatung in Hannover Stadt

Kommunaler Sozialdienst 

Beratungsstelle für Asylsuchende

Spichernstr. 11

30161 Hannover

Tel: 0511/168-47 014

                      -45 379

E-Mail: 51.25.3@hannover-stadt.de 

Amnesty International 

Frauenhoferstraße 15
30163 Hannover

Tel: 0511 - 66 7263

Fax: 0511 - 39 29 09
E-Mail:  info@ai-hannover.de 
Asyl e. V. Hannover

c/o FAUST (FAU)

Zur Bettfedernfabrik 3

30451 Hannover

Tel: 0511/ 45 84 125

oder 0511/ 21 10 164

AWO Kreisverband Hannover Stadt e.V.

Beratungszentrum f. Migranten

Deisterstr. 85A

30449 Hannover

Tel: 05 11/219 78 135

                            -140 (Verwaltung) 

Fax: 05 11/219 78 150

E-Mail: bim@awo-hannover.de 
AWO Kreisverband Hannover- Land e. V.

Gartenheimstraße 2A

30695 Hannover

Tel: 0511/ 64 77977

Initiative Internationales Kulturzentrum e.V.

Herr Toppel, Roger

Zur Bettfederfabrik 1

30451 Hannover

Tel: 05 11/44 04 84

Fax: 05 11/26 17 376

E-Mail: iik@onlinehome.de  

Kargah e.V. / Flüchtlingsbüro

Zur Bettfederfabrik 1

30451 Hannover

Tel: 05 11/126 078-15 (Frau Naß, Sibylle )

                              -11 (Frau Freyer, Sohaila)

Fax: 05 11/12 60 78 22

E-Mails: freyer@arcor.de 

              sibylle@kargah.de 

www.kargah.de 

Migrations- und Aufenthaltsverfahrensberatung in der Region Hannover

Diakonieverband Hannover- Land Außenstelle Burgdorf

Schillerslager Straße 9

31303 Burgdorf

Tel: 05136/ 89 73 20

Fax: 05136/ 89 73 73

E-Mail: friedhelm.neumann@evlka.de 

Montag 14.00 bis 17.00 Uhr

Diakonisches Werk Garbsen

Skorpiongasse 33 

30823 Garbsen

Tel: 051 37/16 34

Fax: 051 37/10 24

E-Mail: diakonie.garbsen-seelze@htp-tel.de 
Stadt Hemmingen - Sozialer Dienst

Frau Sandvoss

Rathausplatz 1

30966 Hemmingen

Tel: 0511/ 410 31 83

E-Mail: Diana.Sandvoss@StadtHemmingen.de

Stadt Langenhagen 

Frau Waas-Hanssen

Schützenstr. 2 

30853 Langenhagen 

Sozialberatungsdienst 

Tel.: 0511/7307-9328 

Fax: 0511/7307-9738 

E-Mail: susanne.waas-hanssen@langenhagen.de
Stadt Neustadt

Frau Lampe

Theresenstraße 4

31535 Neustadt am Rübenberge

Tel: 05032/ 84 292

                 - 67 845

Fax: 05032/ 80 06 38

Überregionale Beratungsstellen

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Langer Garten 23 B

31137 Hildesheim

Tel.: 05121/15 60 5

Fax: 05121/3 16 09

E-Mail: nds@nds-fluerat.org
Netzwerk für traumatsierte Flüchtlinge in Niedersachsen

Karin Loos/ Karim Al Wasiti

Langer Garten 23 B

31137 Hildesheim

Tel.: 05121/10 26 86 oder 15 60 9
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Karin Loos


Sigmar Walbrecht		Stand: 21.11.2007
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